
Astrid Schmidt vom Bereich Gute 
Arbeit und Innovation bei ver.di 
begrüßte die rund 60 Teilneh-
mer*innen bei ver.di in Berlin. Zu-
nächst erläuterte Thomas Krüger 
vom uzbonn - Gesellschaft für 
empirische Sozialforschung und 
Evaluation, Mitglied des ver.di-
 Expert*innen-Netzwerks, das Be-
fragungsinstrument zur Messung 
der Qualität der  Arbeitsbedin -
gungen aus Sicht der Arbeitneh-
 mer*in nen. Das uzbonn setzt die 
Befragungen mit dem DGB-Index 
Gute Arbeit technisch um und 
wertet sie aus. 
 
Das Befragungsinstrument wurde 
auf arbeitswissenschaftlicher 
Basis entwickelt. Die Ergebnisse 
sind objektiv, standardisiert und 
somit vergleichbar. Die Fragen des 
Standardfragebogens sind nicht 
betriebsspezifisch, sie können 
aber ergänzt werden. Die 42 Stan-
dardfragen sind elf Kriterien  zu -
geordnet und fließen in die drei 
Teilindizes „Ressourcen“,  „Be -
lastungen“ und „Einkommen & 
 Sicherheit“ ein. Niedrige Zahlen 

bei einem Kriterium können durch 
hohe an anderer Stelle kompen-
siert werden. Für Berufsgruppen 
können eigene Auswertungen 
 gemacht werden. 
 
Wie diese Befragung in den Be-
trieben eingesetzt werden kann, 
stellte Ralf Stuth vom ver.di-Ex-
pert*innen-Netzwerk Gute Arbeit 
dar. Dabei besteht auch die Mög-
lichkeit, die Befragung für die ge-
setzlich vorgeschriebene Gefähr-
dungsbeurteilung zu nutzen. 
Allerdings sollte diese Befragung 
nur dann durchgeführt werden, 
wenn zwischen Interessenvertre-
tung und Unternehmensleitung 

Bereitschaft zur Veränderung be-
steht, denn die Beschäftigten 
haben nach der Befragung eine 
hohe Erwartungshaltung. 
 
Der Fragebogen besteht in der 
Regel aus drei Modulen, einmal 
die aktuelle Arbeitssituation (ab-
gebildet durch den DGB-Index), 
dann Zusatzfragen, etwa zum 
Homeoffice oder der Gefähr-
dungsbewertung, und soziode-
mografische Fragen nach Alter, 
Geschlecht, Beruf. Die Vorberei-
tungszeit ist mit drei bis sechs 
Monaten zu planen, in der Ziele 
bestimmt, organisatorische Fra-
gen geklärt werden und der Fra-

Informationen für Mitglieder in Industrie und industriellen Dienstleistungen im ver.di-Fachbereich A

Werkstatt Gute Arbeit

I N D U S T R I E

Ein etabliertes Forum bei ver.di

Liebe Kolleginnen und Kollegen,  
 

Gute Arbeit ist mittlerweile ein fester Bestandteil von ver.di. Nicht 
 zuletzt durch die einstimmig beschlossenen Anträge auf den Bundes-
kongressen 2023 und 2019 wurden die Aufgaben des ver.di-Bereichs 
zukunftsfest bestätigt.  
 
Die seit gut zehn Jahren durchgeführte Werkstatt Gute Arbeit hat 
Ende November gezeigt, dass das Thema jedoch immer noch kein 
 Selbst läufer in den Betrieben ist. Der wissenschaftlich abgesicherte 
DGB-Index Gute Arbeit wird zunehmend von den Unternehmen aner-
kannt und als geeignetes Instrument der Gefährdungsbeurteilung 

 eingesetzt. Hier gilt es an die gesetzliche Ver-
pflichtung der Unternehmen zu erinnern. 
 
Das von ver.di zur Verfügung gestellte Mate-
rial für Wandzeitungen gibt die Möglichkeit, 
unter Einbeziehung der Beschäftigten Pro-
bleme im Betrieb aufzuzeigen und Lösungen 
zu erarbeiten. Und ganz nebenbei können 
damit auch Nichtmitglieder von einer ver.di-
Mitgliedschaft überzeugt werden. W 

 
Mit kollegialen Grüßen, 
Ulrich Bareiß (DVPI und mti)

Dez. 2023

gebogen erstellt wird. Wichtig 
sind Akzeptanz, Beteiligung und 
auch das Bewusstsein zur Verän-
derung. Wie mit den Ergebnissen 
gearbeitet wird, sollte vorher 
 verabredet werden. 
 
Seit über zehn Jahren gibt es 
 dieses jährliche Werkstatt-Treffen 
als Austausch, zum Kennenlernen 
und um neue Ideen zu erfahren. 
Auch dieses Mal waren viele neu 
dabei, zumeist Betriebs- und Per-
sonalräte. Mit dem beschlossenen 
Antrag beim Bundeskongress 
„Mit vereinter Kraft für Gute Ar-
beit“ wurde der Bereich noch-
mals gestärkt. Gute Arbeit ist ein 
Instrument zur Beteiligung der 
Beschäftigten und (Neu-)Mitglie-
der, u.a. nutzbar für die Kollektive 
Betriebs- und Tarifarbeit (KBTA), 
zum Erarbeiten von Tarifforderun-
gen und für Kampagnen. 
 
Alle Fachbereiche sind mittler-
weile mit Projekten beteiligt. Die 
Leiterin des Bereichs, Dr. Nadine 
Müller, gab einen Überblick, an 
welchen Projekten ihr Bereich 

Bei der Veranstaltung Ende November standen die Methode, die arbeitswissenschaftliche 
 Einbettung und die Prozessplanung des DGB-Indexes Gute Arbeit im Mittelpunkt.
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mitarbeitet und welche Publika-
tionen zur Verfügung gestellt wer-
den können. Das gemeinsame 
Jahrbuch Gute Arbeit von ver.di 
und IG Metall wird zum ver.di-
Reader, der abonniert werden 
kann. Dazu gibt es am 18. April 
2024 eine Veranstaltung in Berlin. 
 
Wie man das Basisinstrument 
DGB-Index Gute Arbeit mit the-
matischen Zusatzfragen für eine 
bundesweite Erhebung nutzt, er-
klärte Dr. Alexandra Wagner, For-
schungsinstitut Internationaler 
 Arbeitsmarkt (FIA), vom ver.di-Ex-
pert*innen-Netzwerk Gute Arbeit. 
43 Fokusbetriebe wurden befragt 
und 14.570 auswertbare  Frage -
bögen kamen zurück (zum Erfah-
rungsbericht:  
https://kurzelinks.de/pjan)  
 
In der „Umfrage Gute Arbeit   Ver- 
und Entsorgung“ wurde das 
 Konzept einer kombinierten Bran-
chen- und Betriebsbefragung 
 erprobt. Gleichzeitig wurde die 
Befragung als Instrument für ge-
werkschaftliches Engagement und 
Mitgliedergewinnung genutzt. In-
teressant war der Zusammenhang 
zwischen Weiterempfehlung des 

Weiter von Seite 1

Irgendwie scheinen Bayern 
und Berliner doch mehr 
 Gemeinsamkeiten zu haben 
als gedacht. Zumindest wenn 
es um (w)irre Ideen geht.  
 
Über 20 Jahre her ist es, da stot-
terte Ex-Bayern-Chef Edmund 
Stoiber minutenlang von einer 
Magnetschwebebahn durch 
München. Wer erinnert sich 
noch? „Wenn Sie vom Flug ... 
vom ... vom Hauptbahnhof star-
ten – Sie steigen in den Haupt-
bahnhof ein, Sie fahren mit dem 
Transrapid in zehn Minuten an 
den Flughafen …“ Daraus 
wurde: nichts. „Zu teuer und 
nicht energieeffizient“ seien die, 
sagt zum Beispiel Schienenfahr-
zeug-Professor Markus Hecht 
von der TU Berlin.  
 

Wohl auch deshalb herrschte 
seitdem fast gespenstische Ruhe 
um magnetische Stadtbahnen 
auf Betonsockeln. Nur der legen-
däre Niederbayer und CSU-Ver-
kehrsminister Andreas Scheuer 
wollte per Machbarkeitsstudie 
den Einsatz von Magnetschwe-
bebahnen im Nahverkehr prüfen 
lassen. Ergebnisse sind in den 
vergangenen drei Jahren Prü-
fung keine  bekannt geworden. 

Doch vor ein paar Wochen 
schoss die Magnetbahn wieder 
in die Gazetten: Berlins CDU-
Fraktionschef Dirk Stettner will 
laut Tagesspiegel „hoch hinaus“ 
und eine fünf Kilometer lange 
Pilot-Magnetbahn durch die 
 Innenstadt der Metropole 
schweben lassen.  
 
Und dabei soll es zu einer Baye-
risch-Berliner Kooperation kom-
men. Denn der Baukonzern Bögl 
aus der Oberpfalz hat den hier-
zulande nie gebauten Transrapid 
weiterentwickelt zum TSB, zum 
Transport-System Bögl. Und mit 
diesem TSB will der Berliner 
Stettner bald durch die Haupt-
stadt schweben. In Neumarkt in 
der Oberpfalz gibt es bereits seit 
einem Jahrzehnt eine TSB-Test-

strecke, auf der Politiker*innen 
aller Couleur und Herkunft 
gerne fast geräuschlos im Kreis 
gleiten.  
 
Erfüllt sich also doch noch Stoi-
bers Magnet-Wunsch – in Berlin 
statt in München? Aber was 
wird dann aus den Flugtaxis,  
die ebenfalls gerade entwickelt 
werden, um VIPs aus Politik und 
Wirtschaft über die Köpfe der 
gestauten Normalbürger hin-
weg zwischen Flughäfen und 
 Innenstädten zu transportieren? 
 
Übrigens: Was Stoiber nicht 
konnte, kann Söder schon lange: 
Jetzt will auch der aktuelle 
 Bayern-Chef eine Magnetbahn. 
Aber nicht mehr in München, 
sondern natürlich in Nürnberg, 
seiner Heimatstadt. W 
 
Heinz Wraneschitz 
Journalist und Ingenieur

Aufgespießt 
Hochfliegende unterirdische Magnet-Pläne

Betriebs und Qualität der Arbeits-
bedingungen. Durch den Vergleich 
von 43 Betrieben kann hier gezielt 
verbessert werden. 
 
Einen Überblick über die Umset-
zung der Ergebnisse bei der Ge-
fährdungsbeurteilung gab Timo 
Polk, Betriebsratsvorsitzender der 
Stadtwerke Wolfenbüttel mit 135 
Mitarbeiter*innen. Nachdem im 
Mai 2022 die Auswertung vorlag, 
wurden im Dezember die vorge-
schlagenen Maßnahmen präsen-
tiert. Erfreulich war, dass in 
 diesem Rahmen 30 Höhergrup-
pierungen erfolgten. Für Füh-
rungsaufgaben sollten nicht nur 
externe Bachelorabsolventen ein-
gestellt werden, sondern auch 
 eigene Meister*innen und Techni-
ker*innen Aufstiegschancen be-
kommen. Es gab  Maßnahmen zur 
Förderung der Kollegialität, in-
terne Schulungsveranstaltungen 
und einen „Feelgoodticker“, wo 
regelmäßig über die Maßnahmen 
berichtet wird. Polks Fazit war, 
dass der Erfolg maßgeblich von 
der Umsetzungsbereitschaft der 
Unternehmensführung abhängt. 
 
Die Wandzeitungen Gute Arbeit 
standen in der Arbeitsgruppen-
phase der Veranstaltung im Mit-

telpunkt. Sie liefern zwar keine 
belastbare statistische  Daten -
basis, sind aber ein niedrig-
schwelliges Werkzeug für Fragen 
an die Mitarbeiter*innen. 
 
Das Thema der Wandzeitung 1 
lautet „Gute Arbeit, das heißt für 
mich…“, die Wandzeitung 2 be-
schäftigt sich mit „Besonders be-
lastend empfinde ich…“ und die 
Wandzeitung 3 mit dem Thema 
„Hilfreich und unterstützend wäre 
es, wenn…“. Mit der Wandzei-
tung Nr. 4 „Von Daten zu Taten“ 
sollen in kleinen Gruppen Vor-
schläge zur Umsetzung erarbeitet 
werden. Wichtig dabei ist, sich 
Gedanken zu machen, wie die 
Geschäftsführung mit eingebun-
den ist. 
 
Über die laufende Runde im Gute 
Arbeit-Prozess „GALi – Gesund 
arbeiten bei Libri“ gab Gabriele 
Ahmling, Betriebsratsvorsitzende 
von Libri, einen Zwischenbericht. 
Ein Rückblick zeigte, wie mühsam 
der Weg war. Nachdem 2007 
noch die Einigungsstelle für die 
Betriebsvereinbarung (BV) Ge-
fährdungsbeurteilung notwendig 
war, wurde 2017/18 die dritte 
 Gefährdungsbeurteilung auf Basis 
des DGB-Index durchgeführt. 

2020 waren fast alle Mitarbei-
ter*innen im Homeoffice, es dau-
erte dann bis 2022, bis dazu eine 
BV abgeschlossen werden konnte. 
Im August 2023 wurde wieder 
eine Gefährdungsbeurteilung auf 
Basis des DGB Index Gute Arbeit 
durchgeführt, dabei wurde das 
Thema Homeoffice berücksichtigt. 
Auch nach Corona würde die 
Mehrheit der Beschäftigten gerne 
drei und mehr Tage pro Woche 
von zuhause arbeiten. 
 
Das Fazit war, dass im Vergleich 
zu 2018 Verbesserungen bei 
 körperlicher Belastung, sozialen 
Stressoren und Führungsqualität 
eingetreten sind. Positiv wird von 
der Belegschaft das mobile Arbei-
ten gesehen, negativ die sto-
ckende Umsetzung der Workshop-
Ergebnisse. Der DGB-Index Gute 
Arbeit ist akzeptiert und deckt die 
wichtigsten Bereiche im Arbeits- 
und Gesundheitsschutz ab. W 
 
Ulrich Bareiß 

Online-Handlungshilfe 
Gefährdungsbeurteilung:  
https://kurzelinks.de/ljat 
DGB-Index:  
https://kurzelinks.de/mzfx
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Kein Ausstieg, aber zumindest 
der Übergang weg von den 
fossilen Brennstoffen ist nach 
einer Nacht voller Verhandlun-
gen im Abschlussdokument 
der Weltklimakonferenz 2023 
zu finden. Der zwei Tage vor-
her vorgeschlagene Text hatte 
bei rund 100 Staaten laute 
Empörung hervorgerufen, weil 
er diese dringende Forderung 
des Weltklimarats unerwähnt 
gelassen hatte. 
 
Einen „katastrophalen Entwurf“ 
nannte Clara Duvigneau, Teil der 
deutschen Delegation von Fridays 
for Future in Dubai, den Text in 
einem Online-Seminar der Böll-
Stiftung. Außenministerin Anna-
lena Baerbock bezeichnete ihn  
als „inakzeptabel“ und der 
 Verhandler der Marshall-Inseln 
formulierte, man sei nicht nach 
Dubai gekommen, „um unser 
 Todes urteil zu unterschreiben“.  
 
Ohne Einigung aller rund 200 
Staaten der United Nations Fra-
mework Convention on Climate 
Change, 28th Conference of the 
Parties (COP 28) gibt es kein Ab-
schlussdokument. Niklas Höhne, 
Leiter und Geschäftsführer des 
New Climate Institutes und 
 Professor für Mitigation of Green-
house Gas Emissions an der Uni 
 Wageningen hatte vor der COP 
beim  Science Media Center er-
klärt, der öffentliche Druck müsse 
so hoch bleiben, dass sich Politi-
ker*innen „nicht trauen, ohne Er-
gebnis nach Hause zu kommen“. 
Außerdem müsse es eine "klare 
Ansage" geben, „dass das Ende 
der fossilen Energien kommt". 
 
Wie weit der „Übergang weg“ 
(Transition away) statt des  deut -
lichen „Ausstiegs“ (Phase out) 
„als klare Ansage“ verstanden 
werden kann, darüber gingen die 
Kommentare auseinander. Für 
Höhne ist nach dem Ende der 
COP klar: „Die Entscheidung zur 
‚Abkehr von fossilen  Energie -
trägern‘ ist schwach und voller 

 Schlupfl öcher für fossile Brenn-
stoffe. Es ist nicht das klare Signal 
für den Ausstieg aus fossilen 
Brennstoffen, das jetzt nötig ge-
wesen wäre.“ 
 
Wie Clara Duvigneau in Dubai be-
obachtete, gab es massive Desin-
formationskampagnen in Dubai, 
etwa, dass die Carbon-Capture-
Verfahren die weitere Nutzung 
fossiler Brennstoffe möglich 
machten. Wolfgang Obergassel 
vom Wuppertal Institut für Klima, 
Umwelt, Energie kommentiert: 
„Im Kern ist der Kampf gegen 
den Klimawandel ein massiver 
Verteilungskonflikt. Die Welt hat 
eine riesige Menge an fossilem 
Kapital angehäuft, und dieses 
 Kapital wird massiv entwertet 
werden müssen, um uns einen le-
benswerten Planeten zu erhalten. 
Eine der wichtigsten Funktionen 
des internationalen Prozesses 
 besteht darin, den Befürwortern 
des Klimaschutzes in diesem 
 Verteilungskonflikt Munition zu 
 liefern.“ 
 
Dass der im vergangenen Jahr 
 anvisierte Fonds für Verluste und 
Schäden (Loss and Damages) 
 gefüllt wurde, bezeichnet Ober-
gassel als „einen klaren Ge-
winn“: „Der globale Süden hat 
jahrzehntelang dafür gekämpft, 
dass dieses Problem angegangen 
wird, jetzt ist der Fonds da.“  
 
Die Beschlüsse der COP sind nicht 
bindend, die Umsetzung ist der 
Knackpunkt. Wie weit der „Green 
Deal“ nach den Europawahlen 
noch der Maßstab in der EU sein 
wird, war sich Alexandra Geese, 
Vizepräsidentin der Grünen-Frak-
tion im EU-Parlament, im Böll-
 Seminar nicht sicher. Die EVP 
 beginne sich bereits abzuwenden. 
Eines zumindest scheint festzu-
stehen: Die COP 29 ist wieder in 
einem autokratischen Ölstaat, in 
Baku in Aserbeidschan. W 

 
Susanne Stracke-Neumann 

Weltklimakonferenz 

Umsteigen statt 
 Aussteigen
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Building Information Modeling 
(BIM), digitale Zwillinge  
und Messgeräte aller Art: 
 Drohnen für die Luft, Schiff-
chen für die See,  tanzende 
Robo-Hunde oder auf den 
Schultern der Vermes ser*in-
 nen auf dem Land: Alles kann 
auf dieser Welt vermessen 
werden, auch der  Klima -
wandel durch das Copernicus-
 Erdbeobachtungsprogramm. 
 
Und doch sind die Länder weit 
entfernt von ihren Klimazielen, 
2023 geht als bisher heißestes 
Jahr in die Geschichte der Wetter-
beobachtung ein. „Sollten wir das 
bei unserer Fähigkeit, Geodaten 
analysieren zu können, nicht bes-
ser können?“, war dann auch die 
Frage an den Gastgeber der Inter-
geo, Professor Rudolf Staiger, den 
neuen Präsidenten des DVW, der 
Gesellschaft für Geodäsie, Geoin-
formation und Landmanagement. 
Staiger wies darauf hin, dass über 
80 Prozent der 232 Indikatoren 
der UN-Ziele sich auf Geodaten 
bezögen. Wichtig sei, die Ent-
scheidungsträger*innen von den 
Daten und den Konsequenzen für 
Lösungen zu überzeugen. 
 
Die Intergeo zeige das ganze Po-
tenzial der Geoinformationen, die 
zentral sind für die Herausforde-
rungen, die uns durch den Klima-
wandel bevorstünden, meinte 
 Godela Rossner vom Deutschen 
Zentrum für Luft- und Raumfahrt, 
die dort die Abteilung Erdbeob-
achtung leitet. Und diese werden 
nicht nur die Energie, sondern 

durch die gestiegenen Temperatu-
ren auch Lebensm ittel und Trink-
wasser betreffen. „Wir stehen  
vor dynamischen Veränderungen, 
wie wir sie noch nie hatten.“ 
 
Die Politik zum Klimawandel sei 
in den USA unberechenbar, der-
zeit sei unter Präsident Biden al-
lerdings „ein gutes Momentum“, 
sagte Boris Skopljak von Trimble, 
einem Unternehmen, das  Mess -
instrumente für geodätische 
Daten herstellt. „Wir müssen stär-
ker versuchen, die Politiker mit 
 unseren Daten zu beeinflussen“, 
meinte Thomas Harring von 
 Hexagon AB, einem Anbieter von 
Lösungen in „digitaler Realität“. 
 
„Die Konzepte, die wir erarbeiten, 
müssen schneller in politischen 
Entscheidungen umgesetzt wer-
den“, forderte Gerd Buziek von 
ESRI, einem Softwarehersteller  
für Geoinformationssysteme. Er 
schlug vor, die Intergeo als virtu-
elle Messe 365 Tage im Jahr statt-
finden zu lassen, um den Men-
schen zu zeigen, wie man mit 
Geodaten gegen den Klimawan-
del kämpfen könne und ihnen 
dort auch Best-Practice-Beispiele 
zu zeigen, was man gegen Über-
schwemmungen und zu heiße 
Städte konkret tun kann. „Es 
 können ja nicht alle zur Intergeo 
kommen.“ W 

 

Susanne Stracke-Neumann 
 
www.intergeo.de 
https://dvw.de/ 

Intergeo 

Politik schneller 
überzeugen
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Die Stiftung Klimaneutralität 
hat eine Studie zur Resilienz 
der Lieferketten veröffent-
licht.  
 
Die Wissenschaftler*innen von 
Prognos, Öko-Institut und Wup-
pertal Institut nehmen in dieser 
Studie zentrale Schlüsseltechno-
logien der Transformation ent-
lang der gesamten Lieferketten 
unter die Lupe, um  herauszu -
finden, bei welchen Rohstoffen, 
Komponenten oder strategi-
schen Gütern kritische Abhän-
gigkeiten heute bestehen oder 
absehbar entstehen werden. 
 
Sieben Rohstoffe 
 
Für die sieben Schlüsseltechno-
logien werden sieben Rohstoffe 
hinsichtlich ihrer Verfügbarkeit 
in Zukunft als kritisch eingestuft: 
Lithium, Iridium, (schwere und 
leichte) Seltene Erden, Kobalt, 
Nickel, Graphit, Mangan. W 

 

Zur Kurzfassung 
https://kurzelinks.de/i5ud

Lieferketten 

Resilienz und 
Souveränität

Wie ungleich sind Deutschlands 
Städte? Mit Daten der Kommu-
nalstatistik und der Bundes-
agentur für Arbeit hat Marcel 
Helbig vom Wissenschaftszen-
trum Berlin für Sozialforschung 
eine soziale Landkarte der 153 
größten deutschen Städte ent-
wickelt. Dafür hat er nicht nur 
die räumliche Verteilung Armer 
untersucht, sondern auch he-
rausgearbeitet, wo Menschen 
mit hohem Einkommen, hoher 
Bildung oder auch anderer 
Staatsangehörigkeit wohnen.  
Ergebnis: Arme Menschen leben 
vor allem in ostdeutschen Städ-
ten und im Ruhrgebiet zuneh-
mend in bestimmten Wohnvier-
teln. In süddeutschen Städten 
geht der Trend zu mehr sozialer 
Durchmischung – ein Grund ist 
der besonders angespannte 
Mietmarkt. W 

 
https://kurzelinks.de/ofot

Stadtgesellschaft 

Arme Viertel, 
reiche Viertel 

Der Bundesarbeitskreis Behin-
dertenpolitik in ver.di hat sich 
neu konstituiert, alte und 
neue Vorsitzende ist  Felizitas 
Ißelmann aus NRW, weitere 
Mitglieder im Vorstand sind 
Johannes Gyarmati (SAT), 
Martina Kohlmeyer (Nds-
 Bremen) und Ina Spörrer 
 (Fachbereich PSL). 
 
Bei der Herbsttagung stand die 
Förderung eines inklusiven Ar-
beitsmarkts mit einem Impuls-
vortrag von Peter Mozet aus 
dem Arbeits- und Sozialministe-
rium auf der Tagesordnung. Das 
Thema ist aktueller denn je. Die 
Bundesregierung müsse endlich 
Vorschriften wirksam für einen 
inklusiven, mit der UN-Behinder-
tenrechtskonvention in Einklang 
stehenden Arbeitsmarkt schaf-
fen und verstärkt darauf  hin -
wirken, dass der Arbeitsmarkt 
und das Arbeitsumfeld offen, 

 inklusiv und auch für Menschen 
mit Behinderungen gleicherma-
ßen zugänglich sind. 
 
Zweiter Gast war Peter Traschko-
witsch von der befreundeten 
österreichischen Gewerkschaft 
vida (Verkehrs- und Dienstleis-
tungsgewerkschaft). Beide, ver.di 
und vida, setzen sich für die Ein-
führung eines  EU-Behinderten -
ausweises ein. Um die  Lebens -
bedingungen in der EU zu 
harmonisieren, plant die Euro-
päische Kommission einen sol-
chen Behindertenausweis einzu-
führen, der in allen EU-Ländern 
anerkannt wird. Damit würde 
den rund 87 Millionen behinder-
ten Menschen in der EU ein 
 Aufenthalt in einem anderen   
EU-Land erheblich vereinfacht 
werden. W 

 
https://kurzelinks.de/nlj2 

Behindertenpolitik 
Inklusiver Arbeitsmarkt 
und EU-Ausweis

Mit einer konzertierten Über-
gabe der Tarifforderungen in 
allen sechzehn Bundesländern 
startete ver.di am 5. Dezember 
die Tarifrunde 2024 zu den 
 Arbeitsbedingungen im kom-
munalen Nahverkehr. Von der 
Tarifrunde sind über 100 kom-
munale Unternehmen in den 
Städten und Landkreisen 
 betroffen. 
 
„Es gibt einen dramatischen 
Mangel an Arbeitskräften im 

ÖPNV. In allen Tarifbereichen 
 fallen heute täglich Busse und 
Bahnen aus, weil es nicht genug 
Personal gibt. Denn die Arbeitsbe-
dingungen im ÖPNV sind weit 
davon entfernt, konkurrenzfähig 
zu sein. Die Verkehrswende benö-
tigt auch eine echte Arbeitswende 
im Verkehr. Die wollen wir mit 
dieser Tarifrunde einleiten“, be-
tont die stellvertretende ver.di-
Vorsitzende Christine Behle. 
 
Unterstützt werden die ver.dianer 

wieder von Fridays For Future in 
der Allianz #WirFahrenZusam-
men. „Wir erleben seit Jahren, 
dass die Politik nicht handelt“, 
bedauerte Debora Roschka von 
FFF bei einer Versammlung mit 
Betriebs- und Personalräten von 
Verkehrsbetrieben aus dem gan-
zen Bundesgebiet. „Für uns bei 
FFF ist völlig klar, dass eine er-
folgreiche und soziale Verkehrs-
wende nur mit guten  Arbeits -
bedingungen möglich ist. Der 
Nahverkehr wurde viel zu lange 
kaputtgespart.“ „Wenn im Januar 
2024 die ÖPNV-Beschäftigten für 
bessere Arbeitsbedingungen ver-
handeln, dann werden wir auch 
mit ihnen streiken“, erklärte 
Roschka für FFF in Berlin. W 

              sus 

Verkehrswende 

ver.di und FFF kämpfen gemeinsam 

https://kurzelinks.de/s51c  
https://kurzelinks.de/4ss3  
www.wir-fahren-zusammen.de/ 
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Dieses Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts (BVerfG) war 
ein Paukenschlag: Das BVerfG 
hat am 15. November (2 BvF 
21) verboten, dass die „im 
Haushaltsjahr 2021 nicht un-
mittelbar benötigte Krediter-
mächtigung in Höhe von 60 
Milliarden Euro durch eine Zu-
führung an den „Energie- und 
 Klimafonds“ (EKF), ein unselb-
ständiges Sondervermögen 
des Bundes, für künftige Haus-
haltsjahre nutzbar gemacht 
werden“. 
 
Und deshalb fehlen nun der Bun-
desregierung auf einen Schlag 60 
Milliarden Euro, die offensichtlich 
fest eingeplant waren zur Förde-
rung der Energiewende.  Finanz -
minister Christian Lindner habe 
deshalb noch am Urteilstag eine 
Ausgabensperre für den inzwi-
schen zum Klima- und Transfor-
mationsfonds (KTF) gewandelten 
Topf verhängt, wie viele Medien 
berichteten. 
 
Womöglich kommt ja die BVerfG-
Entscheidung dem Finanzminister 
gar zupass in seinem Dauerclinch 
mit  Wirtschafts minister Robert 
Habeck von den Grünen. „Lindner 
hat sich wieder durchgesetzt, 
 Habeck hat mal wieder verloren“, 
stellte in einer Online-Veranstal-
tung der Dienstleistungsgewerk-
schaft ver.di der Volkswirt Tom 
Krebs fest, Professor für VWL, 
 Makroökonomik und Wirtschafts-
politik an der Universität Mann-
heim. Und zwar schon am 13. 
 November, also zwei Tage vor 
dem Urteil. Weil eine  Strom -
preisbremse als Eingriff in das 
Wirtschaftssystem nicht gewollt 
war, müssten die am 1. November 
regierungsseitig verkündeten 
Maßnahmen, die Energiekosten 
zu senken, nun aus dem „norma-
len“ Haushalt finanziert werden, 
so Krebs.  
 
Dierk Hirschel, der Chefökonom 
von ver.di, sah in besagter 
 Gewerkschaftsveranstaltung 
 ohnehin „den Ausbau der Erneu-
erbaren Energien nicht richtig 

 voran getrieben. Weder in Tempo 
noch bei Investitionen werden die 
Ausbauziele erreicht – außer bei 
PV (Photovoltaik).“ Und Krebs 
prangerte die Marktmacht der 
vier großen  Übertragungsnetz -
betreiber und des Energiewirt-
schaftsverbands BDEW an: „Von 
denen kommen die großen Wider-
stände gegen eine Reform des 
Strommarkts. Aus Frankreich und 
Spanien kommen sehr vernünf-
tige Vorschläge, auch von der EU-
Kommission. Doch Deutschland 
steht auf der Bremse, die Regie-
rung will das nicht anfassen“, 
weiß er aus „Gesprächen mit der 
Arbeitsebene“.  
 
Dabei steht besonders das Merit-
Order-Prinzip im Blick, das den 
aktuellen Börsenstrompreis am 
jeweilig momentan höchsten Er-
zeugerpreis bestimmt – der hohe 
Gaspreis trieb die Börsennotie-
rung 2022 in irre Höhen. „In den 
Gewerkschaften fordern wir die 
Entkopplung von Gas- und Strom-
preis schon lange“, erklärte 
 Hirschel und verwies auf das so 
funktionierende „iberische Mo-
dell“, das auch von der Arbeiter-
kammer Österreich präferiert 
werde.  
 
VWL-Professor Krebs bestätigte 
zwar ebenfalls: „Die Ausbauziele 
für Erneuerbare Energien sind gar 
nicht so utopisch, bei Solar liegen 
wir ja sogar schon drüber.“ Doch 
er wagte eine kritische Prognose: 
„Wenn der Erzeugungspreis für 
die Kilowattstunde Strom 2030 

noch bei zehn Cent liegt, hat die 
Energiewende nicht funktioniert.“ 
 
Thies Hansen, einer von drei Spre-
cher*innen der ver.di-Bundes-
fachgruppe Energie, hält zwar bis 
dahin „einen Preis von fünf Cent 
für erreichbar“. Doch um die Öko-
stromproduktion überhaupt auf-
nehmen zu können, müssten die 
Investitionen vor allem ins Verteil-
netz vervierfacht werden. „Heute 
aber werden die Übertragungs-
netze massiv gestützt“, weiß 
Hansen, der bei der Gasnetz 
Hamburg GmbH arbeitet. 
 
Doch wo soll nun das notwendige 
zusätzliche Geld für Gebäudesa-
nierung, Industriestrom und an-
dere Maßnahmen herkommen, 
wenn der Bundesregierung seit 
dem Urteil 60 Milliarden fehlen? 
Auf IR-Nachfrage kurz vor Redak-
tionsschluss forderte Hirschel von 
allen Beteiligten: „Wir müssen 
das einfach hinkriegen. Die FDP 
muss bereit sein, über den Schat-
ten springen und die Notlage 
auch 2024 erkennen“, damit die 
Schuldenbremse für den Bundes-
haushalt nochmals aufgehoben 
werden kann. Doch aus ver.di-
Sicht sei das trotzdem „ein riesi-
ger Kraftakt. Denn für Bildung, 
Krankenhäuser und andere Sozi-
althemen ist kein Geld mehr da. 
Damit sitzen wir nur am Katzen-
tisch“, sagt der  ver.di-Chef -
ökonom.  
 
Andere Verbände wie der Verein 
Deutscher Ingenieure (VDI) halten 

sich mit Forderungen an die 
 Regierung derweil zurück. Um die 
für 2030 gesetzten Klimaziele zu 
erreichen, hat der VDI-Fachaus-
schuss Regenerative Energien 
(FARE) errechnet: „Die installierte 
PV-Leistung in Deutschland muss 
sich von heute etwa 78 auf 215 
Gigawatt fast verdreifachen.“ 
Trotz der Kenntnis des  Urteils 
gab sich FARE-Sprecher  Gerhard 
Stryi-Hipp „optimistisch“, dass 
dieses Ziel erreicht werden 
könne.  
 
Doch dafür müssten – wie FARE 
fordert - „die Rahmenbedingun-
gen gleichbleiben oder verbessert 
werden“. Wie diese Vorausset-
zung angesichts der fehlenden  
60 Milliarden eingehalten werden 
kann? Auf diese Frage antwortete 
Stryi-Hipp bei der Vorstellung  
des aktuellen VDI-Photovoltaik-
 Statusreports: „Dafür sind wir 
vom VDI-FARE die falschen Adres-
saten. Wir betrachten nur die 
technische Seite des Ausbaus.“ 
 
Bei Redaktionsschluss war nicht 
klar, ob und wie die Bundesregie-
rung mit der Unterstützung der 
Energiewende weiterfahren wird. 
Denn Antworten gaben der  
Kanzler und seine Minister*innen 
in den vier Wochen nach dem 
 Urteil nicht. W 
 
Heinz Wraneschitz 
Journalist und Ingenieur 

 
Statusbericht Photovoltaik des 
VDI: https://kurzelinks.de/z84r 

Energiewende 

Das Urteil und die Klimakrise
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„Vom Bohren dicker Bretter“ ist 
die Einführung von Mario 
 Candeias und Stephan Krull, 
 früher Betriebsrat bei VW in 
Wolfsburg, in dem von ihnen im 
VSA Verlag herausgegebenen 
Aufsatzband „Spurwechsel. 
 Studien zu Mobilität, Beschäfti-
gungspotenzialen und alternati-
ver Produktion“ überschrieben. 
 
Die Transformation in Deutsch-
land in der Automobilindustrie 
„ist in vollem Gang“ und das 

sei verbunden mit Druck auf 
 tarif liche Standards und Arbeits-
bedingungen und schaffe Unsi-
cherheit bei den Beschäftigten. 
Für eine gerechte Mobilitäts-
wende brauche es den sozial-
ökologischen Umbau der Mobili-
tätsindustrien, meinen die 
Herausgeber. 
 
Dabei geht es in diesem Band 
auch um die Rolle der Betriebs-
räte in diesen Industrien und um 
Allianzen für mehr Klima- und 

Umweltschutz. Zu Wort kommen 
Beschäftigte aus Auto-, Bus- und 
Schienenfahrzeugproduktion 
ebenso wie Vertreter*innen aus 
Mobilitäts wende-Initiativen 

sowie Umwelt- und  Klima -
bewegung. W 
 
https://kurzelinks.de/jj7a 
 

Mobilität der Zukunft 

Bohren dicker Bretter

Ralf Olbrich ist zweiter stell-
vertretender Vorsitzender 
des Betriebsrats der Zentrale 
und zweiter stellvertretender 
 Vorsitzender des  Gesamt -
betriebsrats von Apollo Optik 
und hat dort auch den Vor-
sitz im Wirtschaftsausschuss. 
Olbrich vertritt die  Augen -
optiker*innen im Bundesvor-
stand der Fachgruppe Druck, 
Verlage, Papier und Industrie 
(DVPI) und im Landesvor-
stand Berlin-Brandenburg.  
 
Sowohl der ZVA Bayern wie 
auch Apollo hatten zuletzt vor-
zeitig Verhandlungen zu  Tarif -
erhöhungen aufgenommen. 
 Profitiert haben vor allem die 
Auszubildenden und die jungen 
Berufskolleginnen und -kolle-
gen. Hat das die Attraktivität 
des Berufs Augenoptik er*in 
 gesteigert? 
  
Olbrich: Dass allein eine höhere 
Azubi-Vergütung die Attraktivi-
tät des Augenoptikerberufes 
steigert, kann ich mir nicht vor-
stellen. Der Beruf ist in der 
 theoretischen, optischen und 
physikalischen Mathematik sehr 
 anspruchsvoll. Für diese qualifi-
zierte Ausbildung ist die spätere 

Entlohnung (noch) nicht attraktiv 
genug. Der/die Einzelhandelskauf-
mann/frau hat es zumindest ein-
facher und die Entlohnung ist 
dann höher. Wenn sich ver.di mit 
seiner Tarif-Forderung im Einzel-
handel durchsetzt, desto besser 
und interessanter wird der kauf-
männische Beruf. 
 
Aber wir stehen jetzt bei Apollo 
vor einer neuen Tarifrunde. Die 
 regulären Gespräche werden im 
Frühjahr beginnen. Auch der aktu-
elle Manteltarifvertrag muss 
 angepasst werden. Eine riesige 
 Baustelle. 
 
Leistungen der Augenoptik wer-
den immer häufiger zusammen 
mit denjenigen der Hörakustik 
angeboten. Ist das der generelle 
Trend in der Branche?  
 
Olbrich: Der Hörakustikmarkt ist 
ein interessanter und passender 
Zweig und passt zum augenopti-
schen Kundenbedarf (Gesund-
heitshilfsmittel). Da aber auch 
hier Fachkräftemangel herrscht 
und dadurch für die Kund*innen 
nicht immer eine zufriedenstel-
lende Versorgung gewährleistet 
ist, muss noch einiges getan 
 werden. Für mich hat eine ge-

Augenoptik 

Brille und Hörgerät aus einer Hand: 
Eine erfolgversprechende Zukunft

meinsame Versorgung für die 
Kund*innen eine erfolgverspre-
chende Zukunft. Man kann Bril-
lenkauf und Hörgerätekauf in 
einem Ladengeschäft gut verein-
baren. 
 
Du hast viel Kontakt zu Beschäf-
tigten in Filialen. Was würden die 
sich wünschen für die Zukunft, 
welche Veränderungen oder Wei-
terentwicklungen schlagen sie 
vor? 
 
Olbrich: Die Wünsche der Kol-
 leg*in nen kann ich im Einzelnen 
nicht wiedergeben, aber als 
Grundtenor kristallisiert sich 
immer wieder der höhere Ge-
haltswunsch heraus. 
 
Zurzeit gibt es viele Streiks und 
Aktionen im Einzelhandel. Die Be-
schäftigten in den Filialen  arbeiten 

in vergleichbaren Situationen. 
Gibt es da Gemeinsamkeiten? 
 
Olbrich: Ja, es gibt Gemeinsam-
keiten… Großes Thema ist, wie 
im Einzelhandel, die langen Öff-
nungszeiten. Es wollen/können 
immer weniger Kolleg*innen 
samstags lange arbeiten und 
auch in der Woche ist die Laden-
öffnung bis 20 Uhr nicht famili-
enfreundlich. Kitas bieten keine 
Samstagsbetreuung an und sind 
in der Woche meist höchstens 
bis 18 Uhr offen.  
 
In Berlin und Umland haben wir 
noch eine einigermaßen gute 
Versorgung, aber in Bayern, 
Baden-Württemberg, Hessen 
usw. ist eine externe Betreuung 
gar nicht so möglich, wie sie be-
nötigt wird. Dadurch fallen die 
betroffenen Mütter und Väter 
schon mal weg. Auch Teilzeit-
kräfte haben in dieser Hinsicht 
keinen Vorteil, weil die zwar 
 weniger Stunden arbeiten, aber 
trotzdem – auch unregelmäßig – 
je nach Bedarf bis 20 Uhr oder 
auch am Samstag im Laden sein 
müssen. W 

 
Die Fragen stellte  
Susanne Stracke-Neumann
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Zur Diskussion über den Mas-
terplan Solarcity Berlin lud  
die Wirtschaftssenatorin und 
frühere Regierende Bürger-
meisterin von Berlin, Franziska 
Giffey, im EUREF-Campus ein. 
Dort sind rund um den  ehe -
maligen Gasometer Schöne-
berg nicht nur Werkstätten 
und Büros für Energiefirmen  
und Forschung entstanden, 
sondern auch Veranstaltungs-
säle,  Gastro nomie und  Hotel -
lerie. 
 
Zwei Podiumsdiskussionen dreh-
ten sich um die Unterstützung 
von Photovoltaik auf Dachflächen 
des Gewerbes und der Woh-
nungswirtschaft. Für das Gruß-
wort war aber nicht die Wirt-
schaftssenatorin gekommen, 
sondern ihr Staatssekretär Severin 
Fischer, der hervorhob, dass der 
EUREF-Campus dabei sei, sich zu 
einem der zentralen Standorte zur 
Klimafrage zu entwickeln. Berlin 
wolle bis spätestens 2045 klima-
neutral sein. Die Stadt spüre den 
Klimawandel durch Hitze, Dürre 
und sinkenden Grundwasserspie-
gel besonders deutlich. Den Fokus 
lege man deshalb bei der Energie 
eindeutig auf die Solarenergie, 
die möglichst bald 25 Prozent des 
Stroms erwirtschaften soll. Dafür 
hatte der Senat auch ein Sonder-
vermögen „Klimaschutz, Resilienz 
und Transformation“ geplant, das 
vom Karlsruher Urteil betroffen 
sein könnte. 
 
Fischer betonte die Förderung für 
Balkon-Solaranlagen als „gute 
Sache“, meinte aber, es sollten 
auch öffentliche Unternehmen 

wie die Messe Berlin einbezogen 
werden, die mit 150  Quadrat -
metern den wesentlichen Teil des 
 eigenen Bedarfs leisten könnte. 
Wichtig sei vor allem, dass die 
Bürokratie und  Abstandsrege -
lungen bei der Photovoltaik  ab -
gebaut werden. Das habe die 
 Ampelkoalition ja geplant. 
 
In Berlin wolle man die Arbeit für 
mehr Solarenergie zum einen mit 
der Kampagnen-Organisation 
Foundry und zum anderen mit 
dem Ausbau des SolarZentrums 
Berlin intensivieren, sagte Fischer. 
Laut Foundry habe keine andere 
Stadt so viele Quadratmeter an 
Dachfläche. „Wir brauchen einen 
Perspektivwechsel“, meinte Anke 
Heyser Ramos von Foundry, „wir 
müssen nach oben schauen“. 
Nach einer Studie der Fraunhofer-
Gesellschaft finden 75 Prozent 
der Bürger*innen Solarenergie-
Ausbau wichtig. Klar werden 
müsse, so die Veranstaltung: 
 „Solarenergie ist gut fürs Klima 
und gut fürs Konto.“ 
 
Auch von Wirtschaftsvertretern 
hieß es, das Interesse an Solar-
energie sei sehr hoch. Zwar seien 
nicht alle Dächer geeignet, aber 
das Potenzial sei vorhanden. Ein 
Problem sei allerdings auch hier 
der Fachkräftemangel und die 
Krise in der Bauwirtschaft. Dabei 
müsse das Tempo eigentlich dau-
erhaft erhöht werden. Die Berliner 
Energieagentur setzt darauf, dass 
endlich administrative Hinder-
nisse beseitigt würden, denn „die 
Wahrheit liegt auf dem Dach“. W 
 
Susanne Stracke-Neumann 

Solarcity Berlin 

Wahrheit auf dem Dach

Innovative Fertigungstechno-
logien für die Dekarbonisie-
rung der energieintensiven 
 Industrie sollen CO2-Kosten 
 reduzieren und Wettbewerbs-
vorteile sichern. Wie innova-
tive Zukunftstechnologien den 
Weg der Grundstoffproduk-
tion hin zur Klimaneutralität 
beschleunigen können, war 
Thema der „Lausitzer Fach-
konferenz – Klimaneutrale 
 Industrie“. 
  
Rund 450 teilnehmende Fachleute 
aus Wissenschaft, Wirtschaft und 
Politik folgten der Einladung des 
Clusters Dekarbonisierung der 
 Industrie (CDI) digital oder in der 
Messe Cottbus. 
 
Zum Auftakt der Konferenz sprach 
sich Udo Philipp, Staatssekretär 
im Bundeswirtschafts- und Klima-
schutzministerium, für eine be-
schleunigte Industrietransforma-
tion aus: „Nur Innovationen und 
neue Technologien werden uns in 
die Lage versetzen, Produktions-
prozesse so zu verändern, dass 
sie klimafreundlicher werden, 

 weniger Ressourcen verbrauchen 
und dennoch wirtschaftlich sind. 
Damit steigt auch die Wettbe-
werbsfähigkeit des Standortes 
Deutschland.“ Er begrüßte den 
Netzwerkansatz des CDI, da es 
ein enges Zusammenspiel von 
 Industrie, Politik, Wissenschaft 
und Öffentlichkeit für eine grund-
legende Transformation brauche. 
 
Maria Leis, Program Associate 
(Europe) bei Breakthrough 
Energy, erläuterte in ihrer Keynote 
die notwendigen Innovationen für 
eine Netto-Null-Industrie. Damit 
die Entwicklung von klimafreund-
lichen Technologien beschleunigt 
wird, brauche es ihr zufolge vor 
allem die Zusammenarbeit 
 zwischen innovationsfreudigen 
Start-ups mit ihren Clean-Tech-
Ansätzen und großen Indus-
trieunternehmen. Durch diese 
 Kooperationen ließen sich Investi-
tionszyklen verkürzen und kon-
krete Projekte schneller  hoch -
skalieren. W  
 
https://kurzelinks.de/uzgy

Dekarbonisierung 

Clean Tech für klima-
neutrale Industrie

In dieser Online-Veranstal-
tung der ver.di-Reihe „Lohn, 
Preis und Profit“ geht es am 
Montag, 8. Januar 2024, 18 
Uhr, darum, wie groß die 
 Gefahr einer De-Industriali-
sierung Deutschlands tat-
sächlich ist. 
 
Sollten energieintensive Indus-
trien in Deutschland gehalten 
werden? Wie können die indus-
triellen Kerne dauerhaft erhalten 
bleiben und wie kann neue, zu-
kunftsfähige gute Arbeit ge-
schaffen werden? Was sind die 
Aufgaben des Staates, was die 

der Unternehmen, was können 
die Gewerkschaften tun? Zur 
Diskussion eingeladen hat ver.di 
Professor Dr. Martin Höpner vom 
Max-Planck-Institut für Gesell-
schaftsforschung und Dr. Beate 
Scheidt vom Funktionsbereich 
Industrie- und Branchenpolitik 
beim Vorstand der IG Metall. 
 
Der Einwahllink: 
verdi.webex.com 
 
Die Vorträge der bisherigen On-
line-Veranstaltungen stehen auf 
Youtube zur Verfügung: 
https://kurzelinks.de/1lel

Online-Diskussion 

„Droht Deutschland die 
De-Industrialisierung?“
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fentlichkeitsarbeit ihr Konzept und 
die ersten Ergebnisse vorgestellt. 
Organisiert werden muss das 
 zunächst auf betrieblicher Ebene. 
Die mti-ler*innen sollten von 
ihren Arbeitgebern verlangen, auf 
betriebsinternen Seiten Informa-
tionen wie am Schwarzen Brett, 
zuzulassen. In  Hessen ist dies 
schon einmal umgesetzt worden 
und muss nun bundesweit  aus -
gebaut werden. 
 
Außerdem befasste sich der mti-
Bundesausschuss in seinen Bera-
tungen mit dem Auf- und Ausbau 
eines Weiterbildungsmentorings 
(WBM), nachdem Irene Besch 
und Stefan Markl eine im Oktober  
von mti-Bayern bundesweit   an -
gebotene Onlineveranstaltung 
 vor gestellt hatten.      
 
Das WBM ist Teil der Nationalen 
Weiterbildungsstrategie (NWS) 
der Bundesministerien für Bildung 
und Forschung sowie Arbeit und 
Soziales. Ziel ist die Weiterbil-
dungsberatung, die Motivation 
zur Weiterbildung und die Verant-
wortung der Sozialpartner zu 
 stärken. Damit die erworbenen 
Kompetenzen von Arbeitneh-
 mer*in nen sichtbar und aner-
kannt werden, bedürfe es eines 
kompetenten Mentorings. Die 

Der Vorsitzende Stefan Markl be-
richtete sehr ausführlich über den 
Bundeskongress 2023 in Berlin 
mit dem Motto „Morgen braucht 
uns“, an dem er als Delegierter 
teilgenommen hatte. Besonders 
geprägt war der Kongress von der 
Debatte über Waffenlieferungen 
und die Friedenspolitik. Schwer-
punkte waren unter anderem die 
Forderung nach einem Mindest-
lohn von 14 Euro, die Abschaffung 
der sachgrundlosen Befristung, 
 Erhalt und Stärkung der  tarif -
lichen Bindung der Betriebe und 
ein Ende des Sonderstatus‘ der 
Kirchen.  
 
Angeprangert wurde die welt-
weite Unterdrückung von Frauen. 
Außerdem solidarisierte sich der 
Kongress mit den Lkw-Fahrern in 
Gräfenhausen, die für ihren vor-
enthaltenen Lohn streikten, und 
den Gewerkschaften in Diktaturen 
wie Myanmar oder Weißrussland. 
Als gesellschaftliche Themen 
kamen die dringend notwendige 
Digitalisierung zur Sprache sowie 
der Kampf für eine gerechte und 
friedliche Gesellschaft und gegen 
rechts.  
 
Der Gewerkschaftsrat hat sich auf 
dem Bundeskongress neu konsti-
tuiert, wobei der mti-Vorsitzende 
Markl in den Personalausschuss 
gewählt wurde.  
 
mti möchte öffentlichkeitswirksa-
mer werden. Dazu hat die AG Öf-

Weiterbildung für den 
digitalen Wandel
Das Weiterbildungsmentoring (WBM), der ver.di-Bundeskongress und die Öffentlichkeitsarbeit von 
„Meister*innen, Techniker*innen, Ingenieur*innen“, kurz mti, waren die wichtigsten Themen der 
 Sitzung des mti-Bundesausschusses Anfang November in Hannover.

mti-Bundesausschuss

Realisierung erfordere  Weiter -
bildungsmentor*innen, die als 
 Ansprechpartner*innen für 
 Kolleg*innen mit  Entwicklungs -
wünschen sowie auch solchen  
mit  Bildungshemmnissen zur Ver-
fügung stehen.  
 
Sie bringen Expertisen in die Inte-
ressenvertretung ein, etwa zu 
Mitwirkungsrechten und zur Bil-
dungsfinanzierung. Sie stärken 
die Kooperation der Sozialpartner 
im Bereich der Personalentwick-
lung und haben Kontakte ins Pro-
jektnetzwerk ähnlicher Betriebe 
und zu Akteur*innen der Bil-
dungslandschaft. 
 
Das mendi.net als Netzwerk für 
Weiterbildungsmentor*innen bie-
tet hierzu Qualifizierung und Be-
gleitung an, in Einzel- oder Grup-
pen-Coachings. Neben Basis- und 
Vertiefungsseminaren und Spezia-
lisierungsmodulen gibt es auch 
 Online-Workshops, Tagungen und 
Moodle-Plattformen, zum Beispiel 
für Teamveranstaltungen. 
 
Termine 
 
Das nächste Basisseminar von 
mendi.net findet vom 19. bis 22. 
Februar 2024 in Walsrode statt, 
das nächste Vertiefungsseminar 

wird vom 4. bis 6. März 2024 in 
Berlin sein. 
 
mti als Ansprechpartner 
 
Für den mti-Bundesausschuss sind 
die Herausforderungen an eine 
Gesellschaft im digitalen Wandel 
so erheblich, dass die Weiterbil-
dungsbeteiligung aller Beschäftig-
ten erforderlich ist. Auch der Ein-
satz von Künstlicher Intelligenz 
erfordert ein hohes Maß an Aus- 
und Weiterbildung. Dabei sind die 
Entwicklung von KI und ihre Ak-
zeptanz als große Gemeinschafts-
aufgabe zu verstehen. Dabei steht 
mti gerne als Ansprechpartner  
für weitere Fragen zu mendi.net 
zur Verfügung. W 
                                         stm, ibe 
 
Netzwerk für Weiterbildungsmen-
tor*innen: 
www.verdi-mendi.net 

Interessante Themen bietet die 
Internet-Seite Online-Bildungs-
zentrum von ver.di. Zum Bei-
spiel Kurzveranstaltungen zum 
Thema Nachhaltigkeit: am 22. 
Januar 2024 zum Gesundheits-
sektor, am 19. Februar zur 
 Photovoltaik, jeweils 17 bis 
18.30 Uhr. W 

 
https://onlinebiz.verdi.de
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